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Die zitierten Aussagen finden sich in den genannten Medien. Die Zusammenstellung ist nicht vollständig. 
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DRadio 10. Juni 2006, 3:00 Uhr 

 

Grüne: Gesundheitsfonds ist bürokratischer Moloch -  Kritik auch von 

Marburger Bund und Sozialverband 

Der von der großen Koalition geplante Gesundheitsfonds ist bei den Grünen und bei 

Verbänden auf Kritik gestoßen. Das Modell werde zu einem bürokratischen Moloch 

führen, mit dem die Probleme nicht zu lösen seien, sagte Grünen-Fraktions- chefin 

Künast der "Berliner Zeitung". Der Sozialverband Deutschland kritisierte den Fonds 

als unsozial, weil die Kostenrisiken allein auf die Arbeitnehmer abgewälzt würden. 

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag sprach von einem falschen Weg 

und plädierte für mehr Wettbewerb im Gesundheitswesen. Union und SPD erwägen, 

die Beiträge von Arbeitgebern und Arbeitnehmern sowie Steuergelder in einen 

gemeinsamen Topf zu führen, aus dem die Krankenkassen für jeden Versicherten 

eine Pauschale erhalten sollen.  

 

 

09.06.2006 - 22:44 Uhr, PHOENIX    

   Bonn (ots) - Der Vorsitzende des Marburger Bundes, Frank Ulrich  

Montgomery, hält das geplante Modell der Gesundheitsreform für "die  

schlechteste denkbare Lösung überhaupt". In der PHOENIX-Sendung "Im  

Dialog" kritisierte er am Freitagabend, dass mit dem geplanten Fonds  

eine "wahnsinnige Bürokratie" und "immense Kosten in der Verwaltung  

der Krankenkassen" verbunden seien. Dagegen werde aber "keine  

Generationengerechtigkeit" erreicht. "Der Fonds ist der falsche Weg", 

sagte Montgomery und bezeichnete das Modell als "Betrug an den jungen 

Generationen".  



 

 

 

Welt 23. Mai 2006 

Sommer wettert gegen die "Kopfpauschale"  

von Philipp Neumann 

Berlin - Zur Eröffnung des Bundeskongresses des Deutschen Gewerkschaftsbundes 

(DGB) hat dessen Vorsitzender Michael Sommer die Kritik an den Plänen der 

Bundesregierung zur Rente mit 67 und zum Kündigungsschutz bekräftigt. Sommer 

forderte die Große Koalition auf, ihre Pläne in der Rentenpolitik und die Pläne zur 

Lockerung des Kündigungsschutzes zu überdenken.  

Die Gewerkschaften würden außerdem alles daran setzen, um bei der 

Gesundheitsreform eine "Kopfpauschale durch die Hintertür" und ein Einfrieren des 

Arbeitgeberbeitrages zu verhindern. 

13.06.2006   14:57 Uhr  

 

 

Süddeutsche 13.Juni 2006 

Gesundheit 

Rürup nennt Fonds ein "Reform-Alibi" 

Die Kritik an dem in der großen Koalition erwogenen  

Fondsmodell für die Krankenversicherung reißt nicht  ab. Der 

Vorsitzende der Wirtschaftsweisen, Bert Rürup, pran gerte nun die neuen Pläne 

an und setzte sich damit an die Spitze der Gegner. 

 

„Wenn man nicht mehr zu Stande bringt als Fonds, sollte man 

die Strukturreform lieber abblasen und sich der Beseitigung der selbst geschaffenen 

Probleme widmen“, sagte Rürup. Dazu zähle insbesondere die Einnahmenlücke der 

Kassen durch den Wegfall des Bundeszuschusses aus den Tabaksteuer-Erträgen. 

 

 

 



Münchener 

Merkur 31.5. 

 CSU sieht Zeitplan in Gefahr  

 Gesundheit: Verhandlungen in der Großen Koalition s tocken  

 Berlin/München - Im Streit um die Gesundheitsreform  hat die CSU 

Erwartungen auf eine rasche Einigung gedämpft. Glei chzeitig kritisierten 

führende CSU-Politiker in scharfer Form den von Uni onsfraktionschef Volker 

Kauder (CDU) vorgeschlagenen "Gesundheitsfonds". Ge nerell scheinen die 

Verhandlungen zwischen den Koalitionsparteien kaum voranzukommen.  

 

 Durch den Kauder-Fonds, der in der SPD auf Zustimmung stieß, entstehe "nur eine 

neue Umverteilungsmaschinerie, ein Kapitalsammelbecken gigantischen 

Ausmaßes", warnte der Chef der CSU-Landesgruppe im Bundestag, Peter 

Ramsauer. "Da brauche ich schon verdammt überzeugende Argumente, was mit 

diesem Fonds besser werden sollte." Joachim Herrmann, Fraktionschef im Landtag, 

nannte das Modell "eine völlige Fehlkonstruktion". Auch JU-Chef Manfred Weber 

äußerte sich gegenüber unserer Zeitung deutlich: "Ich sehe keinen Unterschied 

zwischen dem Kaudermodell und dem jetzigen Risikostrukturausgleich. Es gibt 

überhaupt keine Antwort auf die Fragen, die sich uns stellen."  

 

 

 

FAZ 9. Juni 

In einer Vorbesprechung vor dem Koalitionsgipfel hatten sich die CSU-Politiker 

Edmund Stoiber, Horst Seehofer, Peter Ramsauer, Zöller und Christa Stewens auf 

die Linie festgelegt, die privaten Krankenversicherungen dürften keinesfalls in ein 

Fondsmodell einbezogen werden. Auch dürfe keine neue große Bundesbürokratie 

entstehen. Zudem hieß es, es dürfe keine weiteren Steuererhöhungen geben, 

weshalb die CSU den Vorschlag des CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden Volker Kauder 

für einen „Gesundheitssoli“ ablehnt. 

 

 



 

ZEIT online, dpa  12.6.2006 - 10:14 Uhr  

Ärger um Fonds-Modell 

Die Überlegungen der Koalition sind in vielen Punkten umstritten. In einem Brief an 

Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) kritisierte ver.di-Chef Frank Bsirske den 

erwogenen Verzicht auf einen krankheitsbezogenen Risikostrukturausgleich. Dies 

hätte "verheerende Folgen für die großen Versorgerkassen". Jenen Kassen mit 

einem hohen Anteil Kranker würden die größten Lasten aufgebürdet, ohne dafür 

einen Ausgleich zu erhalten. Ein Fonds verstärke die "ungleichen 

Wettbewerbsbedingungen zwischen den Kassen". Kritik kam auch vom Marburger 

Bund, den Grünen und dem früheren Bundesgesundheitsminister Norbert Blüm 

(CDU).  

 

Die SPD-Linke Andrea Nahles äußerte sich generell skeptisch gegenüber einem 

Gesundheitsfonds. Sie kenne kein Fondsmodell, bei dem nicht der Arbeitgeberanteil 

eingefroren und die Versicherten mit einer zusätzlichen "kleinen Kopfpauschale" 

belastet werden sollten. Die künftige Kostendynamik dürfe »keinesfalls alleine zu 

Lasten der Arbeitnehmer gehen«. Nahles wiederholte die Forderung nach 

Einbeziehung der privaten Krankenversicherungen in die Reform. Wichtig sei, dass 

dabei »ein fairer Wettbewerb« zwischen der privaten Versicherung und den 

gesetzlichen Kassen hergestellt werde. 

 

 

N24 

11. April 2006 

Fonds und Steuern für Gesundheitsreform 

Die Sprecherin der SPD-Linken, Andrea Nahles, kritisierte den Vorstoß Kauders 

scharf. „Das ist ein unakzeptabler Vorschlag und ein unakzeptables Vorgehen vor 

der Osterpause eine Kopfpauschale durch die Hintertür vorzuschlagen“, sagte 

Nahles der "Financial Times Deutschland". „Das ist ein Kuckucksei, das man der 

SPD vor Ostern noch ins Nest legen will", so die Politikerin. „Ich kann mir nicht 

vorstellen, dass Kauders Vorschlag die Zustimmung der SPD- Bundestagsfraktion 

bekommen wird.“ 



 

 

15.6.2006  

 

DKG ZUM GESUNDHEITSFONDS-MODELL 

 

Fonds verschärft Unterfinanzierung des Gesundheitsw esens   

Vor dem Hintergrund der Beratungen der Koalitions-Arbeitsgruppe zur Formulierung 

von Eckpunkten einer Gesundheitsreform erklärte der Hauptgeschäftsführer der 

Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG), Georg Baum: 

„Die Einnahmeseite der Gesetzlichen Krankenversicherung muss auf eine stabilere, 

von Beschäftigung und Verschiebebahnhöfen unabhängigere Grundlage gestellt 

werden. Dieses Ziel kann innerhalb der bestehenden Strukturen und Mechanismen 

der gegliederten Krankenversicherung treffsicherer und besser erreicht werden, als 

durch den diskutierten Fonds. Der Finanzierungsfonds wäre nichts anderes als eine 

zentrale Finanzmittelsammel- und Umverteilungsstelle, die zu mehr Bürokratie und 

weniger Wettbewerb führen würde. Zwangsläufige Folge wäre eine 

behördenähnliche Zentralisierung der Entscheidungsstrukturen im 

Gesundheitswesen. Das bewährte gegliederte selbstverwaltete Gesundheitswesen 

der Bundesrepublik Deutschland würde dem zentralisierten Staatssystem ein 

deutliches Stück näher gebracht werden. 

Die DKG plädiert für eine zielgerichtete Weiterentwicklung im bestehenden System. 

Die Begrenzung der Beiträge der Arbeitgeber sowie die Zuführung von Steuermitteln 

zum Ausgleich von versicherungsfremden Leistungen und allgemeinen 

sozialpolitischen Aufgaben ist sehr gut im bestehenden System möglich. Da 

offensichtlich auch der Fonds nicht ohne morbiditätsorientierte Ausgleiche 

funktionieren kann, gibt es auch von dieser Seite keine Gründe für dieses Modell. 

Der Fonds bietet keine Vorteile, wohl aber die Gefahr, dass durch den 

Beitragswettbewerb die Unterfinanzierung des Gesundheitswesens verschärft wird. 

Notwendig ist vielmehr ein Qualitätswettbewerb unter den Kassen. Zudem besteht 

die Gefahr, dass die politischen Interventionen auf der Einnahmen- und 

Ausgabenseite zunehmen.“  



 

 

Facharzt.de 

Umfrage: Gesundheitsfonds bei Deutschen weitgehend unbekannt 

Der derzeit viel diskutierte Gesundheitsfonds ist l aut einer aktuellen N24-

emnid-Umfrage bei den Bundesbürgern weitgehend unbe kannt: 57 Prozent und 

damit die deutliche Mehrheit der Befragten gab an, das Fonds-Modell 

überhaupt nicht zu kennen. Für das derzeit diskutie rte Fonds-Modell im 

Gesundheitswesen sprachen sich nur 13 Prozent der B efragten aus, 28 Prozent 

sind den Angaben zufolge dagegen.  

 
 

 
 
Pressemitteilung der AUB am 20. Juni 2006 
AUB-Bundesvorsitzender Wilhelm Schelsky: Ein Gesundheitsfonds schafft noch 
mehr Bürokratie und ist kein Ausweg aus der Misere 
 
   Berlin (ots) - "Bürokratieabbau sollte das Ziel der Regierung sein, damit Kosten 
gesenkt werden können." Durch den diskutierten Gesundheitsfonds werde aber 
weitere Bürokratie aufgebaut, deren Kostenlawine die Bürger und den Arbeitsmarkt 
zunehmend ersticke, so Wilhelm Schelsky, Bundesvorsitzender der  
Arbeitsgemeinschaft Unabhängiger Betriebsangehöriger (AUB) e.V. 
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